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Die wirtschaftspolitische Dis-
kussion dieser Tage ist ge-
kennzeichnet durch eine in-

tensive Auseinandersetzung über
die Qualität des Standortes
Deutschland im internationalen
Vergleich vor dem Hintergrund ei-
ner Globalisierung der Märkte,
schwachen Wachstums, steigender
Abgabenquote, hoher Lohnneben-
kosten und hoher Arbeitslosigkeit.
Das beitragsfinanzierte System der
Krankenversicherung wird – weil es
den Faktor Arbeit belastet – in
Überlegungen zur angestrebten
Senkung der Sozialabgaben einbe-
zogen.

„Standortfaktor Gesundheit“

Eine Betrachtung des Gesund-
heitssektors ausschließlich als Ko-
stenfaktor unserer Volkswirtschaft
vernachlässigt jedoch seinen Bei-
trag zu Wachstum und Beschäfti-
gung. Eine angemessene Bewertung
der Standortqualität läßt sich prin-
zipiell nicht nur selektiv nach öko-
nomischen Kriterien vornehmen.

Die Ärzteschaft des Landes hat
im Rahmen ihrer Einbindung in die
Landesgesundheitskonferenz in der
Vergangenheit häufig auf die Not-
wendigkeit einer angemessenen
umfassenderen Bewertung des Lei-
stungsbeitrags unseres Gesund-
heitswesens hingewiesen. Daher ist
es begrüßenswert, daß das nord-
rhein-westfälische Ministerium für

Arbeit, Gesundheit und Soziales
(MAGS) dies aufgegriffen und im
Rahmen der Fachtagung „Standort-
faktor Gesundheit“ Anfang No-
vember in Wuppertal den Versuch
unternommen hat, unser hochdiffe-
renziertes und qualifiziertes System
der gesundheitlichen Versorgung ei-
ner umfassenden Analyse zu unter-
ziehen.

Nach der Begrüßungsrede des
zuständigen Landesministers Dr.
Axel Horstmann und Grundsatzre-
feraten von Prof. Dr. Johannes Eek-
hoff (Universität Köln) und Prof.
Dr. Martin Pfaff MdB (Internatio-
nales Institut für empirische So-
zialökonomie, Augsburg) beschäf-
tigten sich vier Foren mit den The-
men: „Der Beitrag des Gesund-
heitswesens zur Wohlfahrt der Ge-
sellschaft“, „Wirtschaftsfaktor Ge-
sundheitswesen“, „Der Beitrag des
Gesundheitswesens zur Technikent-
wicklung und Innovation“ sowie
„Kostenfaktor Gesundheitswesen“.
Die Veranstaltung schloß am Nach-
mittag mit einer Podiumsdiskussion
unter Einbeziehung der Diskussi-
onsergebnisse in den Foren.

Horstmann:
Hohes Innovationspotential

In seiner Eröffnungsrede wies
Horstmann auf veränderte Rah-
menbedingungen unserer Gesell-
schaft hin, die von einem weltweiten
Konkurrenzkampf um Produktions-

standorte bis hin zu einer fortschrei-
tenden Labilität unseres inneren
Gesellschaftsgefüges reichten. Dar-
aus resultierende notwendige Wei-
chenstellungen für das Gesund-
heitswesen sind nach Auffassung
des Ministers nicht erfolgt, nach wie
vor fehle ein gesellschaftlicher Kon-
sens über ein zukunftstaugliches
Konzept gesundheitlicher Versor-
gung.

Nach Horstmanns Worten wird
„der Blick für einen Umbau des So-
zialstaats mit Augenmaß erst dann
frei, wenn die Aspekte der Wohl-
fahrt, der Arbeitskostenbelastung
und auch die eminente Bedeutung
des Wirtschaftszweigs Gesundheits-
wesen und vor allem sein hohes
Innovations- und Technologieent-
wicklungspotential gemeinsam be-
trachtet und in ihren gegenseitigen
Bezügen gesehen werden.“ 

Im Hinblick auf jüngste gesund-
heitspolitische Entscheidungen der
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Bundesregierung sieht der Minister
eine Aushöhlung der solidarisch fi-
nanzierten Absicherung des Krank-
heitsrisikos. Die GKV drohe quasi
zu einer Versicherung für Gesunde
zu werden, schutzbedürftige Kran-
ke und Einkommensschwache blie-
ben auf der Strecke. Das Steue-
rungspotential der GKV sei in der
Vergangenheit nicht ausgeschöpft
worden, es bedürfe einer systemati-
schen Weiterentwicklung von An-
reizen für Wirtschaftlichkeit und
Qualitätssicherung.

Fatale Folgen für den Arbeitsmarkt?

Zu befürchten sei eine „einseiti-
ge Strategie der Rationierung" im
Gesundheitswesen, im Bereich der
Heil- und Hilfsmittel beispielsweise
seien fatale Folgen für den Arbeits-
markt zu erwarten. Horstmann
schlug die Suche nach einem neuen
gesundheitspolitischen Konsens
vor, der unter anderem der Schutz-
funktion der Gesundheitspolitik ge-
recht werde und Prinzipien der So-
lidarität und der solidarischen Fi-
nanzierung erhalte.Als Lösungen in
der Krise sieht Horstmann die För-
derung von „mehr Zielgenauigkeit
und Augenmaß bei der einzelnen
Leistung durch ergebnisorientierte
Anreize“, in der Globalbudgetie-
rung und flexibleren Handlungs-
und Steuerungsmöglichkeiten bei
der Organisation der Leistungen
durch die Selbstverwaltung der
Krankenkassen und ihrer Vertrags-
partner. Grundsätzlich gelte es,
„Anreizen, den individuellen Nut-
zen der Solidarsysteme zu maximie-
ren“, entgegenzuwirken. Zweifels-
ohne könne es in unserer zuneh-
mend durch Individualität charak-
terisierten Gesellschaft „außerhalb
des für alle notwendigen Leistungs-
pakets … entsprechend den indivi-
duellen Bedürfnissen ergänzende
Gesundheitsleistungen geben“.

Fiedler: Wirtschaftlichkeitsreserven
erschließen

Dr. Eckart Fiedler, Vorstands-
vorsitzender der Barmer Ersatzkas-

se, konzedierte einen maßgeblichen
Einfluß von therapeutischen, dia-
gnostischen und rehabilitativen In-
novationen auf die Wohlstandsent-
wicklung in unserer Gesellschaft.
Andererseits verführten unbestreit-
bare Erfolge „zu einer Überschät-
zung medizinischer Möglichkei-
ten.“ Dies verstelle letztlich den
Blick auf Unwirtschaftlichkeiten
und Wirtschaftlichkeitsreserven, die
durch die Vermeidung medizinisch
überflüssiger Leistungen zu er-
schließen seien.

Schorre betont individuelle
Schutzfunktion

Als Vertreter der Ärzteschaft
skizzierte Dr. Winfried Schorre,
Vorsitzender des Vorstandes der
Kassenärztlichen Bundesvereini-
gung (KBV) und der Kassenärztli-
chen Vereinigung Nordrhein, den
entscheidenden Beitrag des Ge-
sundheitswesens zur Wohlfahrt un-
serer Gesellschaft.

Er führte aus, daß die ursprüng-
lich dem Schutz vor Verelendung
dienende Sozialgesetzgebung und
ihre Ausgestaltung im Rahmen der
Gesetzlichen Krankenversicherung
einen entscheidenden Anteil am Er-
halt des sozialen Friedens, an der
politischen Stabilität und der gesell-
schaftlichen Integration innerhalb
eines solidarischen Interessenaus-
gleichs habe.

Der wichtigste Beitrag des Ge-
sundheitswesens zur Wohlfahrt un-
serer Gesellschaft bleibe Heilung
und Linderung von Krankheiten im
Rahmen der präventiven, kurativen
und rehabilitativen Medizin. Vor
dem Hintergrund der Standortde-
batte sei darüber hinaus auf das
enorme Innovationspotential der
dem Gesundheitswesen zurechen-
baren Wirtschaftsbranchen hinzu-
weisen. Hervorzuheben sei zudem
sein wesentlicher Beitrag zur Aus-
bildung junger Menschen und zur
Sicherung von Arbeitsplätzen. Das
jüngste Sachverständigengutachten
gehe von mittlerweile 3,1 Millionen
Beschäftigten in diesem Bereich
aus.

Der Beitrag des Gesundheits-
wesens zur Wohlfahrt der einzel-
nen Mitglieder unserer Gesell-
schaft liegt nach Schorres Worten
darüber hinaus in einer individuel-
len Schutzfunktion gegenüber dem
Patienten. Der Wert einer vertrau-
ensvollen Arzt-Patienten-Bezie-
hung nehme in Zeiten zunehmen-
der Entsolidarisierung, Vereinsa-
mung und des Verlustes partner-
schaftlicher und familiärer Struktu-
ren einen hohen Stellenwert ein.
Die Übernahme von sozialen
Funktionen durch den Arzt sei im-
mer stärker gefordert.

Steigende Nachfrage

Die Medizin kompensiere letzt-
lich gravierende Veränderungen der
Alters- und Sozialstruktur, beispiel-
haft sei auf den steigenden Anteil al-
ter Menschen und die gravierende
Zunahme von Ein-Personen-Haus-
halten zu verweisen. Sozialstruktu-
relle Veränderungen und der Wan-
del des Morbiditätsspektrums führ-
ten zu einer vermehrten Nachfrage
nach kurativen und rehabilitativen
Leistungen,nach sprechender Medi-
zin und pflegerischem Betreuungs-
aufwand. In der Konsequenz und im
Zusammenspiel mit einer starken
Innovationsdynamik in der medizi-
nischen und medizintechnischen
Entwicklung habe dies letztlich zu
einer „Fortschrittsfalle“ geführt.

„System ist überfordert“

Schorre sagte weiter, daß die
wohlfahrtssteigernden Funktionen
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des Gesundheitswesens, sein Bei-
trag zur Stabilität unserer Gesell-
schaft, der seinen Ausgang in der
Bismarckschen Grundidee habe,
Arme und Schwache gegen Krank-
heit, Unfall und ihre Folgen auf dem
Boden von Solidarität und Subsi-
diarität zu schützen, angesichts der
ökonomischen und gesellschaftli-
chen Randbedingungen nunmehr
bedroht sei durch eine völlige Über-
forderung des Systems, die dazu bei-
trage, den Standort Deutschland zu
gefährden.

Es bestehe ein Mißverhältnis
zwischen Wachstum und Möglich-
keiten der Medizin einerseits und
den zur Verfügung stehenden finan-
ziellen Mitteln andererseits. Das Sy-
stem werde durch den jeweils spezi-
fischen Anspruch aller Beteiligten
mittlerweile so strapaziert, „daß die
Mittel jetzt nicht mehr ausreichen,
um alles für alle zu finanzieren.“ 

Kassenwettbewerb als „Pervertierung
des Systems“

Als „Pervertierung des Systems“
charakterisierte Schorre den (poli-
tisch gewollten) Wettbewerb der
Kassen. Dieser führe im Rahmen ei-
ner solidarischen Krankenversiche-
rung in der Konsequenz zu Risiko-
aussonderung und zum Buhlen um
Gesunde. Damit das Gesundheits-
wesen nach wie vor ein entschei-
dender Faktor für die Wohlfahrt in
unserem Staat bleibe, müsse es 
auf die Bismarcksche Grundidee
zurückgeführt werden. Solidarität
müsse weiterhin Grundlage des

medizinischen Versorgungssystems
bleiben, sie sei jedoch völlig neu zu
definieren.

Schorre: „Damit untrennbar ver-
bunden ist eine konsequentere Aus-
richtung am Prinzip der Subsi-
diarität und die Stärkung der Eigen-
verantwortung des einzelnen, ohne
daß dies vorschnell (und ideolo-
gisch) mit dem Gedanken des Ab-
baus der Solidarität gleichzusetzen
ist.“ Die Eigenverantwortung des
Individuums für seine Gesundheit
und die Solidarität für Kranke und
sozial Schwache in unserer Gesell-
schaft seien kein Widerspruch sui
generis. Der notwendige Abbau
verzichtbarer Strukturen und Lei-
stungen sei kein Verrat am Solidar-
gedanken, dieser ließe sich vielmehr
nur durch eine Konzentration auf
das Wesentliche erhalten.

Ärzteschaft ist reformbereit

Die Ärzteschaft stelle sich dem
schwierigen und langwierigen Pro-
zeß einer Reformierung und leiste
ihren Beitrag zur Optimierung vor-
handener Strukturen, zur Qualitäts-
sicherung und zur Koordination
und Vernetzung medizinischer Lei-
stungen in den jeweiligen Sektoren.
Man habe erfolgreich damit begon-
nen, neue Strukturelemente im nie-
dergelassenen Bereich zu etablie-
ren, beispielhaft sei zu verweisen
auf die Bemühungen zur Stärkung
der Hausarztfunktion, auf laufende

Modellversuche zur Etablierung
vernetzter Praxen und auf generelle
Anstrengungen zur Optimierung
des ärztlichen Notdienstes.

Der Vorsitzende der KBV zeigte
sich überzeugt,„daß die gesundheit-
liche Versorgung in Deutschland
nach wie vor ein Erfolgsindikator
des deutschen Gesellschafts- und
Wirtschaftsmodells ist. Um den Be-
dingungen der Standortsicherung
auch in der Zukunft gerecht zu wer-
den,bedarf es der Anstrengung aller
Beteiligten, dabei geht es um eine
wohl durchdachte Modellpflege,
jedoch nicht um einen Modellwech-
sel.“

Fazit

Mit der Veranstaltung am 8. No-
vember ist aus der Sicht der Ärzte-
schaft ein wesentlicher Einstieg in
einen Perspektivenwechsel im Ge-
sundheitswesen gelungen. Voraus-
sichtlich wird die Landesgesund-
heitskonferenz 1997 diesen Faden
aufnehmen und die positiven
Beiträge des Gesundheitswesens
zur Wohlfahrt der Gesellschaft und
zur Leistungsfähigkeit der Wirt-
schaft in den Vordergrund stellen.
Die von den Vertretern der Ärzte-
schaft mitbewirkte „neue Diskussi-
onslage“ könnte dazu beitragen,
künftige gesetzgeberische Eingriffe
in das Gesundheitswesen vor einem
breiteren Horizont zu diskutieren.
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